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 CDU/CSU SPD FDP Bündnis 90/ 
Die Grünen 

1. 
Wollen Sie die Freiberuflichkeit der 
Ärztinnen und Ärzte in Klinik und Pra-
xis weiter stärken und sehen Sie vor 
diesem Hintergrund die Notwendigkeit 
einer modernen, betriebswirtschaft-
lich kalkulierten, tragfähigen, die ärzt-
liche Unabhängigkeit sichernden Ge-
bührenordnung?  

 
CDU und CSU stehen zu den Grundpfeilern des deutschen 
Gesundheitssystems mit seiner bewährten Selbstverwal-
tung, zur Dualität von gesetzlicher und privater Kranken-
versicherung, zu unserem Bekenntnis zum Grundsatz der 
Freiberuflichkeit und zur solidarischen Beitragsfinanzie-
rung. Eine moderne, betriebswirtschaftlich kalkulierte, 
tragfähige, die ärztliche Unabhängigkeit sichernde Gebüh-
renordnung muss unverzüglich auf den Weg gebracht wer-
den. Zudem sollte ein Mechanismus etabliert werden, der 
eine regelmäßige Anpassung der Gebührenordnungen mit 
Blick auf den medizinischen Fortschritt und die Kostenent-
wicklung ermöglicht. 

 
Wir wollen die Freiberuflichkeit der Ärzt*innen in Klinik 
und Praxis weiter stärken und möchten deswegen ein ein-
heitliches und einfaches Vergütungssystem einführen, das 
zugleich die Vorhaltekosten der Leistungserbringer absi-
chert. Mit dieser Lösung sichern wir ein angmessenes Ein-
kommen der Ärzt*innen, ermöglichen ihnen mehr work-
life Balance und beenden den Druck beim 
Kampf um Privatpatienten. 

 
Als Freie Demokraten stehen wir klar zur Freiberuflichkeit 
der Ärzteschaft. Sie ist ein wichtiges Element für die hohe 
Qualität der medizinischen Versorgung in Deutschland und 
gewährleistet die Unabhängigkeit der Ärztinnen und Ärzte. 
 
Staatsmedizinische Eingriffe sehen wir kritisch. Wir wollen, 
dass die Fragen der Diagnostik, Therapie und der Kosten-
übernahme von der Gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) durch die Selbstverwaltung frei von politischer Ein-
flussnahme geregelt werden. 
 
Die aktuell gültige Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) aus 
dem Jahr 1982 ist in vielen Bereichen veraltet und bildet 
den medizinischen Fortschritt nicht mehr angemessen ab. 
Die Ärzteschaft und die Patientinnen und Patienten haben 
eine Honorarordnung verdient, die den modernen Anfor-
derungen entspricht. Wir setzen uns deshalb auch weiter-
hin für eine zwischen den beteiligten Akteuren verhan-
delte Gebührenordnung auf der Höhe der Zeit ein. 
 

 
Unser Ziel ist es, dass Ärzt*innen ihr medizinisches Können 
ohne den Druck falscher ökonomischer Anreize in den 
Dienst ihrer Patient*innen stellen können. Vor diesem Hin-
tergrund sind wir für eine Weiterentwicklung der ärztlichen 
Gebührenordnungen GOÄ und GOZ. Eine Grundlage kön-
nen hierbei auch die Vorschläge der Kommission zur Re-
form der ärztlichen Vergütungssysteme aus 2019 bieten. 

2. 
Wie bewerten Sie die Terminsituation 
in der ambulanten haus- und fachärzt-
lichen Versorgung und wie bewerten 
Sie in diesem Zusammenhang die For-
derung des SpiFa zur Entbudgetierung 
der vertragsärztlichen Versorgung? 
 

 
CDU und CSU begrüßen die noch vor der Bundestagswahl 
beschlossene Entbudgetierung für Hausärzte. Wir kritisie-
ren jedoch, dass gerade die Entbudgetierung der Fachärzte 
und auch das Thema Regress nicht in den Gesetzentwurf 
aufgenommen wurde. Mit einem ganzheitlichen Konzept 
und mehr Steuerung der Patientinnen und Patienten im 
System, beispielsweise durch Krankenkassenwahltarife, 
werden wir eine Verbesserung der Terminsituation errei-
chen. 

 
Die Terminsituation in der ambulanten haus- und fachärzt-
lichen Versorgung ist aus unserer Sicht sehr angespannt. 
Es ist nicht gerecht, dass die langen Wartezeiten vor allem 
die gesetzlich Versicherten treffen. Deswegen wollen wir 
eine Termingarantie der Krankenkassen und Kassenärztli-
chen Vereinigungen einführen. Gesetzlich Versicherte sol-
len genauso schnell wie Privatversicherte einen Termin er-
halten. Der Abschaffung der Budgets als Lösung für die 
langen Wartezeiten stehen wir skeptisch gegenüber. Die 
Entbudgetisierung der Kinderärzt*innen hat 2,5 Mrd. Euro 
jährlich mehr Kosten und kaum zusätzliche Termine ge-
bracht. Eine Reform der Budgetierung ist aus unserer Sicht 
nur im Rahmen der Einführung eines einheitlichen Vergü-
tungssystems, das zugleich die Vorhaltekosten absichert, 
möglich. Dieses System muss dynamisch sein und eine an-
gemessene Vergütung sichern, ohne Fehlanreize für die 
Verteilung der Praxen und die Zugänge zu den Behandlun-
gen zu setzen. 
 

 
Als Freie Demokraten setzen wir uns dafür ein, dass alle 
Menschen in Deutschland Zugang zu einer wohnortnahen 
und qualitativ hochwertigen Versorgung haben – im ländli-
chen Raum und in der Stadt. Das betrifft auch den Zugang 
zu Terminen bei Haus- und Fachärzten. Wir setzen auf die 
Potentiale bei der Digitalisierung und auf den Wettbewerb 
von Terminbuchungsportalen. Zu einer Stärkung der flä-
chendeckenden ambulanten Versorgung gehört für uns 
auch, dass die ungekürzte Vergütung aller Gesundheitsbe-
rufe leistungsgerecht erfolgen muss. Dafür haben wir mit 
der Entbudgetierung hausärztlicher Leistungen auf Betrei-
ben der FDP noch in dieser Legislaturperiode einen wichti-
gen Baustein auf den Weg gebracht. 

 
Uns erreichen immer wieder Berichte über lange Wartezei-
ten für gesetzlich Versicherte. Wir haben daher bereits 
2022 Honoraranreize für eine schnellere Terminvermitt-
lung geschaffen. Außerdem haben wir, neben der bereits 
im vergangenen Jahr beschlossenen Entbudgetierung für 
die kinderärztliche Versorgung, auf den letzten Metern 
auch noch wichtige Verbesserungen in der hausärztlichen 
Versorgung erreicht. Dazu gehört auch eine Entbudgetie-
rung der Hausärzt*innen. Um Ärzt*innen zu entlasten, 
sprechen wir uns für eine entschiedene Entbürokratisie-
rung und eine stärkere Digitalisierung aus. Eine darüber 
hinausgehende Entbudgetierung von Fachärz*tinnen sehen 
wir kritisch. Überdies würden die für eine Entbudgetierung 
aufzuwendenden Mittel ausweislich der HVV-Quoten über-
wiegend in die Regionen und Ärzt*innengruppen fließen, 
in denen kein Mangel besteht. 

3. 
Welche Möglichkeiten sehen Sie, um 
eine bessere Patientensteuerung zu 
erreichen und Anreize für Fehlinan-
spruchnahmen zu beseitigen, welche 
Versorgungsstrukturen zum Nachteil 
anderer Patientinnen und Patienten 
überlasten und welche Rolle spielt da-
bei das Prinzip der Eigenverantwor-
tung von Patientinnen und Patienten? 
 

 
Wir entwickeln insbesondere die Hausarztpraxen innovativ 
weiter. Sie sollen eine stärkere Steuerungsfunktion der Pa-
tientinnen und Patienten übernehmen, um zu einer besse-
ren Koordination der Behandlungsabläufe beizutragen. 
Auch Krankenkassenwahltarife können einen wichtigen 
Beitrag dazu leisten. Gleichzeitig müssen wir alle Berufs-
gruppen von Bürokratie entlasten. Es gilt mehr Zeit für Be-
handlung zu schaffen. Große Chancen für Entlastung des 
Systems sehen wir in der Verhinderung gängiger Volks-
krankheiten. Wir wollen Präventionsangebote in allen Le-
bensbereichen verbessern und die Menschen in ihrer Ei-
genverantwortung und Gesundheitskompetenz stärken. 

 
In Anbetracht der demografischen Entwicklung sind be-
darfsangemessene Allokationsentscheidungen vor dem 
Eintritt in das Versorgungssystem durch neue Angebote an 
den Eintrittspunkten und die Reduzierung der Komplexität 
in den Patientenpfaden von großer 
Bedeutung. Organisatorisch muss dabei zwischen allge-
meinmedizinischer Grundversorgung, planbaren Interven-
tionen sowie schweren akuten und langfristigen Erkran-
kungen unterschieden werden. Die neuen Pfade sollen je 
nach regionalem Bedarf und vorhandenen Angeboten un-
terschiedlich gestaltet werden dürfen. Die Eigenverantwor-
tung von Patient*innen kann vor allem bei der Gesund-
heitsförderung und Prävention eine Rolle spielen, nicht bei 
dem Versorgungszugang. Denn die Patient*innen haben 
selten die notwendigen Kenntnisse, die ihnen erlauben, 
die Lage medizinisch zu beurteilen. Daher müssen sie zu-
mindest einen telefonischen Ansprechpartner haben, der 
sie im Krankheitfall leitet. Die Zusatzgebühren unterstüzen 
wir nicht. 

 
Eine Verbesserung der Versorgung kann auch dadurch er-
reicht werden, dass Patientinnen und Patienten die für sie 
und die Behandlung ihrer Erkrankung richtigen Versor-
gungspfade finden. Deshalb setzen wir uns für mehr Ori-
entierungsanker und für ein Primärarztsystem ein: Haus- 
und Kinderärzte sollten die erste Anlaufstelle für Patientin-
nen und Patienten sein. 
 
Fehlinanspruchnahmen sehen wir besonders deutlich in 
der Notfallversorgung. Klar ist: Im Notfall benötigen alle 
schnell und kompetent eine gute Versorgung. Schnittstel-
lenprobleme und Zuständigkeitsfragen verhindern jedoch 
die bestmögliche Behandlung. Krankenhäuser, Ärzte und 
der Rettungsdienst müssen deshalb besser vernetzt, inte-
griert und koordiniert werden. Das wollen wir mit einer 
Notfallreform erreichen. 
 
Als Freie Demokraten setzen wir auf die Eigenverantwor-
tung der Versicherten: Mehr Anreize zu kostenbewusstem 
Verhalten können die finanzielle Belastung gesetzlich Ver-
sicherter senken. Deshalb wollen wir in der GKV die Bei-
tragsrückerstattung als Standard für alle ermöglichen, die 
im Laufe eines Kalenderjahres keine Gesundheitsleistun-
gen – außer Vorsorge – in Anspruch nehmen. 
 
 
 

 
Eine bessere Steuerung ist im Interesse der Patient*innen. 
Sie irren einerseits nicht länger ohne Beratung und Hilfe 
durch das Versorgungssystem. Andererseits führt bessere 
Steuerung auch zu mehr Effizienz und damit geringeren 
Beiträgen. Es kann nicht den Patient*innen angelastet 
werden, wenn sie wegen Hürden in der Versorgung bei-
spielsweise den Weg über die Notaufnahme eines Kran-
kenhauses in das Versorgungssystem suchen. Es ist hier 
Aufgabe des Systems mit einer guten Steuerung dafür zu 
sorgen, dass Patient*innen zur richtigen Zeit am richtigen 
Ort versorgt werden. Wichtige Elemente einer besseren 
Steuerung sind für uns die Reform der Notfallversorgung 
und eine Stärkung der Primärversorgung. 
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4. 
Welche Maßnahmen wollen Sie ergrei-
fen, um eine sektorenunabhängige 
medizinische Versorgung zu ermögli-
chen und die Ambulantisierung voran-
zutreiben? Wie bewerten Sie dabei die 
derzeitige Ausgestaltung der Hybrid-
DRG und wie wollen Sie diese weiter-
entwickeln? 

 
Um die Gesundheitsversorgung in Deutschland, insbeson-
dere in ländlichen Regionen, zu stärken, wollen CDU und 
CSU die Ambulantisierung voranbringen und setzen dabei 
auf die ambulanten Leistungserbringer. In einer konse-
quenten Umsetzung sehen wir große Chancen für eine 
verstärkte Entlastung des stationären Krankenhaussektors. 
Der neue § 115 f. SGB V hat hier bereits die richtigen An-
sätze einer konsequenten Ambulantisierung gelegt. In der 
Praxis sind jedoch viele Versorger, insbesondere Praxiskli-
niken, von einer unklaren Rechtslage, welche Kosten bei 
einer ambulanten Operation übernommen werden, betrof-
fen. Hier sind Verbesserungen anzugehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wir wollen eine integrierte, sektoren- und SGB-übergrei-
fende Planung und Versorgung, für die alle mitwirkenden 
Akteure des Gesundheitssystems gemeinsam die Verant-
wortung tragen. Unser Ziel ist eine passgenaue Zusam-
menarbeit vom Notfall bis zur planbaren Operation und 
Nachsorge. Wir möchten Barrieren zwischen Praxen, Kran-
kenhäusern und weiteren Versorgungseinrichtungen auf-
heben und die Zusammenarbeit im Gesundheitswesen 
durch Aufbau regionaler Netzwerke und patientenorien-
tiertes Arbeiten verbessern. Die Hybrid-DRG wollen wir in 
ein einheitliches Vergütungssystem überführen, das zu-
gleich die Vorhalte- und Behandlungskosten angemessen 
deckt. 

 
Unser Ziel ist die stärkere Ambulantisierung von Leistun-
gen, die nicht unbedingt im Krankenhaus erbracht werden 
müssen. Wir wollen künstliche Sektorenbarrieren zwischen 
dem ambulanten und dem stationären Versorgungsbereich 
konsequent abbauen und die Verzahnung und Vernetzung 
aller Versorgungsbereiche weiterentwickeln. Dazu wurden 
auf Initiative der Freien Demokraten die Hybrid-DRG ein-
geführt. Die Selbstverwaltung ist jetzt zunächst am Zug, 
die Hybrid-DRG gangbar zu machen. 

 
Unser Vorschlag für eine bessere Kooperation und Koordi-
nation der Versorgung über die Sektoren hinweg sind die 
"Gesundheitsregionen". Damit wollen wir die vorhandenen, 
nach Sektoren getrennten Budgets, überwinden, die Zu-
sammenarbeit und das gemeinsame Interesse an einer gu-
ten Versorgung fördern. Bei den Hybrid-DRGs sind wir in 
dieser Wahlperiode bereits ein gutes Stück vorangekom-
men. Wir werden uns anschauen, welche Wirkungen diese 
Regelungen hatten und dann ggf. nachsteuern. Wichtig ist 
für uns, dass die großen Ambulantisierungspotenziale auch 
im Interesse der Patient*innen möglichst weitgehend aus-
geschöpft werden. Auch die Effizienz und Wirtschaftlich-
keit der Versorgung muss hierbei gestärkt werden. 

5. 
Welche Sofortmaßnahmen wollen Sie 
ergreifen, um dem kalten Struktur-
wandel bei den Krankenhäusern zu be-
gegnen und welche Adaptationen des 
KHVVG planen Sie, um das Gesetz um-
setzbar zu machen und eine hohe Ver-
sorgungsqualität in der stationären 
Versorgung zu gewährleisten? 

 
CDU und CSU wollen nach der Bundestagswahl die Kran-
kenhausreform korrigieren. Es braucht Ausnahmeregelun-
gen, die die regionalen Besonderheiten besser abbilden. 
Nach unserer Überzeugung kann eine Vorhaltefinanzierung 
nicht ausschließlich fallzahl- und fallzahlschwereabhängig 
sein, sondern muss auch bedarfsorientiert 
ausgestaltet werden. Zudem werden wir uns mit der feh-
lenden Übergangsfinanzierung erneut befassen, um ein 
unkontrolliertes Krankenhaussterben zu verhindern. 

 
Aus unserer Sicht ist das KHVVG umsetzbar und zum Auf-
halten des kalten Strukturwandels geeignet. Jetzt kommt 
es darauf an, wie schnell die Länder ihre Planung ab-
schließen und die Krankenhäuser nach der neuen Syste-
matik vergütet werden. 

 
Die FDP setzt sich für eine wohnortnahe Krankenhausver-
sorgung im ländlichen Raum und in der Stadt ein. Dabei 
wollen wir spezialisierte und damit bessere Angebote vor-
halten, die Kostenentwicklung bremsen und zugleich Ärzte 
und Pflegekräfte entlasten. Die mit dem KHVVG begonne-
nen Reformen, die zu mehr Qualität und Effizienz führen, 
wollen wir fortsetzen. Damit der notwendige Strukturwan-
del in der stationären Versorgung nicht wie bisher unge-
steuert verläuft, haben wir im KHVVG den Ländern die In-
strumente an die Hand gegeben, um ihren Planungs- und 
Sicherstellungsaufgaben nachzukommen. 

 
Die Krankenhausreform ist aus unserer Sicht die wichtigste 
Strukturreform im Gesundheitswesen seit etwa 15 Jahren. 
Diese Reform war angesichts des Fachkräftemangels, der 
bestehenden Effizienz- und Qualitätsprobleme und der 
schwierigen Finanzlage vieler Krankenhäuser überfällig. 
Mit der Rechtsverordnung zum Transformationsfonds und 
der Einrichtung des Leistungsgruppenausschusses sind 
weitere Vorarbeiten für die Umsetzung der Reform auf 
dem Weg. Optimierungsbedarf sehen wir mit Blick auf die 
Umsetzung der Vorhaltevergütung. Außerdem wollen wir 
darauf achten, dass sich neben der GKV auch weitere Kos-
tenträger wie die PKV an der Finanzierung des Transfor-
mationsfonds beteiligen. Darüber hinaus werden wir bei 
der Evaluation der Reform darauf achten, dass die ange-
strebten Ziele wie etwa die Spezialisierung und Abbau von 
Über-, Unter- und Fehlversorgung realisiert werden und 
hier ggf. nachsteuern. 
 

6. 
Welche Bedeutung messen Sie dem 
Belegarztwesen für die medizinische 
Versorgung zu und wie wollen Sie das 
Belegarztwesen fortentwickeln und 
stärken? 

 
Die Sicherstellung der medizinischen Versorgung in 
Deutschland über die Schnittstelle ambulant-stationär hin-
weg ist eine der entscheidenden Herausforderungen für 
die Gesundheitspolitik. CDU und CSU beobachten deshalb 
mit Sorge die sich verschlechternden Rahmenbedingungen 
und die zunehmende Abschottung der Leistungssektoren 
zu Lasten des Belegarztwesens. Wir wollen das Beleg-
arztwesen erhalten und stärken. 

 
Das Belegarztwesen ist eine bewährte und patienten-
freundliche Versorgungsart. Es soll eine wichtige Rolle bei 
der Etablierung der sektorenübergreifenden Versorgung 
spielen. Die Abrechungssystematik in diesem Bereich muss 
jedoch vereinfacht und in ein einheitliches Vergütungssys-
tem integriert werden. 

 
Wir stehen zu einem gut funktionierenden Belegarztwe-
sen. Belegärztinnen und -ärzte leisten hervorragende Ar-
beit und sichern sowohl die ambulante als auch die statio-
näre Versorgung. Die FDP hat sich deshalb auch dafür ein-
gesetzt, Belegärztinnen und -ärzte im KHVVG vollständig 
und gleichberechtigt in allen Leistungsgruppen zu berück-
sichtigen. 

 
Wir sehen mit Sorge, dass die Zahl der Belegärzt*innen 
seit Jahren rückläufig ist. Dabei ist diese Versorgungsform 
ein gutes Instrument für eine bessere Verschränkung von 
ambulanter und stationärer Versorgung. 2019 hatte die 
KBV ein Gutachten in Auftrag gegeben, um das Beleg-
arztwesen zu stärken. Auch im Lichte der fortschreitenden 
Ambulantisierung sollte dieses Gutachten für die Entwick-
lung von Maßnahmen zur Förderung des Belegarztwesens 
herangezogen werden. 
 

7. 
Welche Schwerpunkte möchten Sie bei 
der Ausgestaltung einer Notfallreform 
setzen, um die Versorgung in medizini-
schen Akut- und Notfällen auf den me-
dizinischen Bedarf und das sektoren-
unabhängige Zusammenwirken der 
Beteiligten auszurichten?  

 
CDU und CSU wollen die Notfallversorgung in Deutschland 
weiterentwickeln und Zugang zu Notfallambulanzen ge-
zielter steuern. In diesem Zusammenhang ist es wichtig, 
den ärztlichen Bereitschaftsdienst zu stärken, um die am-
bulante ärztliche Versorgung außerhalb der regulären 
Sprechstunden weiterhin uneingeschränkt und 
niedrigschwellig zur Verfügung stellen zu können. CDU 
und CSU wollen weiterhin einerseits die Gesundheitskom-
petenz der Bürger durch Aufklärung stärken, andererseits 
sollen Patienten ausschließlich nach einer telefonisch oder 
telemedizinisch erfolgten Ersteinschätzung Zugang in die 
Notaufnahme erlangen. Ausgenommen sind Patienten, die 
eine ärztliche Über- oder Einweisung haben oder mit dem 
Rettungsdienst eingeliefert werden. 

 
Wir wollen ein integriertes Notfall- und Rettungswesen 
aufbauen und die bisherigen Angebote besser koordinie-
ren. Dabei sind entscheidend die Integrierten Notfallzen-
tren und leicht erreichbare 
telefonische Ansprechpartner, die die Betroffenen im 
Akutfall leiten und den Versorgungszugang koordinieren. 

 
Eine bedarfsgerechte, zukunftsfeste und unbürokratische 
Patientenversorgung auf einem bundesweit einheitlich ho-
hen Qualitätsniveau im medizinischen Notfall wollen wir 
mit einer bestmöglichen Verzahnung und Vernetzung der 
beteiligten Bereiche sicherstellen. Für uns sind integrierte 
Notfallzentren mit zentralen Ersteinschätzungsstellen so-
wie verzahnte Leitstellen dafür wichtige Säulen. 

 
Wir sehen erheblichen Handlungsbedarf bei der Steuerung 
von Patient*innen innerhalb des Gesundheitssystems. 
Noch immer landen zu viele Menschen mit akuten Be-
schwerden in überfüllten Notaufnahmen von Krankenhäu-
sern, obwohl eine andere, schnellere und bessere Versor-
gung möglich wäre. Mit der Reform der Notfallversorgung 
werden wir sicherstellen, dass Hilfesuchende künftig ver-
lässlich und zeitnah die passende Versorgung am richtigen 
Ort erhalten. Ein zentraler Bestandteil einer solchen Re-
form müssen aus unserer Sicht Integrierte Notfallzentren 
(INZ) werden. Sie sollten flächendeckend an Krankenhäu-
sern eingerichtet werden. Hier soll die Ersteinschätzung 
stattfinden, auf deren Grundlage dann die Versorgung in 
der jeweils geeigneten Versorgungsebene aufgenommen 
wird. So werden die Notaufnahmen entlastet und die Ver-
sorgung verbessert. Außerdem werden wir mit dieser Re-
form eine Stärkung des Kassenärztlichen Notdienstes (116 
117) sowie eine bessere digitale Vernetzung mit den Ret-
tungsleitstellen (112) durchsetzen. 
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8. 
Wie wollen Sie die Entbürokratisierung 
des Gesundheitswesens gestalten, da-
mit im Gesundheitswesen Beschäftig-
ten die bislang mit der Erfüllung von 
Bürokratie verwendete Zeit stattdes-
sen für die Versorgung von Patientin-
nen und Patienten bzw. Pflegebedürf-
tigen nutzen können? 
 

 
Weniger Bürokratie, mehr Zeit für menschliches Miteinan-
der für alle Berufsgruppen im Gesundheitswesen, daran 
wollen CDU und CSU verstärkt arbeiten. Es gilt, wieder 
mehr Zeit für Behandlung zu schaffen. Wir werden Doku-
mentationspflichten im Hinblick auf mögliche Doppelun-
gen prüfen sowie obsolete Vorschiften streichen. 

 
Wir wollen wir den bürokratischen Aufwand im Gesund-
heitswesen reduzieren, indem wir die vernetzte und auto-
matisierte Sprach- und KI-gestützte Dokumentation för-
dern, die Vergütungssytematik vereinfachen und verein-
heitlichen und die Digitalisierung und den digitalen Daten-
austausch fortsetzen. Zudem wollen wir die Leistungsträ-
ger durch automatisierte Prüfungen der digitalen Doku-
mentation sowie die Pfegebedürftigen, ihre Angehörigen 
und die 
Pfegeeinrichtungen zusätzlich entlasten, z.B. durch eine 
vereinfachte Antragstellung auf Hilfe zur Pfege. 

 
Die Verbürokratisierung macht auch vor dem Gesundheits-
wesen nicht Halt. Wir wollen deshalb überflüssige Doku-
mentations-, Nachweis- und Berichtspflichten streichen 
und dafür sorgen, dass diese künftig erst gar nicht entste-
hen. Das ist eine Aufgabe staatlicher Gesundheitspolitik, 
aber auch ein Handlungsauftrag für die Selbstverwaltung. 
Es braucht mehr Transparenz über die verursachte Büro-
kratie. Daher sollten der Gemeinsame Bundesausschuss, 
der Bewertungsausschuss und die Vertragspartner der 
Selbstverwaltung gesetzlich verpflichtet werden, bei der 
Erstellung von Richtlinien und Festlegung der Vergütung 
den Verwaltungsaufwand und die Bürokratiekosten geson-
dert auszuweisen. 
 
In einem Antrag hat die Fraktion der Freien Demokraten 
im Bundestag die Vorschläge zum Bürokratie-abbau im 
Gesundheitswesen weiter konkretisiert: 
https://dserver.bundestag.de/btd/20/142/2014265.pdf. 

 
Ein umfangreiches Gesetzgebungspaket zur Entbürokrati-
sierung im Gesundheitswesen war bereits in Vorbereitung. 
Es wäre ein wichtiger Schritt, um wertvolle Arbeitszeit von 
Ärzt*innen und anderen Gesundheitsberufen vor überflüs-
siger Bürokratie zu schützen. Durch das vorzeitige Aus der 
Koalition aus SPD, Grünen und FDP konnte dieses wichtige 
Gesetz nicht mehr realisiert werden. Wir werden diese 
Vorarbeiten nach der Wahl ohne Verzug wieder aufgreifen. 
Dabei werden wir auch die Potenziale der Digitalisierung 
und der Künstlichen Intelligenz stärker nutzen, um Büro-
kratie abzubauen und Verfahren zu vereinfachen. 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/142/2014265.pdf
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Bündnis 90/ 
Die Grünen 

1. 
 

 
 

   

2. 
 

 
 

   

3. 
 

 
 

   

4. 
 

 
 

   

5. 
 

 
 

   

6. 
 

0,  
 

   

7. 
 

 
 

   

8. 
 

 
 

   

 
 
 

 

Bewertung der Antworten der Parteien 
 
 
 
 


